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Synopse schulrechtlicher Regelungen
Vollständige Schulen mit mehreren Bildungsgängen in de Sek I – Leistungsdifferenzierung

HESSEN

Hessisches Schulgesetz - HSchG

Dritter Abschnitt - Bildungsgänge der Mittelstufe (Sekundarstufe I)

(...)
§ 22 – Förderstufe

(1) Die Förderstufe ist als Bildungsangebot für die Jahrgangsstufen 5 und 6 ein Bindeglied 
zwischen der Grundschule und der Jahrgangsstufe 7 der weiterführenden Schulen. Mit ihrem 
differenzierenden Unterrichtsangebot erfüllt die Förderstufe die inhaltlichen Anforderungen der 
Bildungsgänge der Mittelstufe (Sekundarstufe I) in den Jahrgangsstufen 5 und 6. Sie dient der 
Orientierung und Überprüfung der Wahlentscheidung und hat die Aufgabe, die Schülerinnen und 
Schüler auf den Übergang in die Hauptschule, die Realschule, das Gymnasium oder die 
Gesamtschule vorzubereiten. Der Übergang unmittelbar in die Jahrgangsstufe 7 des gymnasialen 
Bildungsganges setzt voraus, dass dafür in der Förderstufe die curricularen und 
unterrichtsorganisatorischen Voraussetzungen gegeben sind.
(2) Die Förderstufe ist eine pädagogische Einheit. Die Nichtversetzung in die Jahrgangsstufe 6 ist 
nur zulässig, wenn andernfalls die Schülerin oder der Schüler in der Entwicklung so beeinträchtigt 
würde, dass mit einem dauernden Versagen zu rechnen wäre.

(3) Der Unterricht in der Förderstufe wird in gemeinsamen Kerngruppen im Klassenverband und in 
den Fächern Mathematik und erste Fremdsprache in nach Leistung, Begabung und Neigung 
differenzierten Kursgruppen erteilt.
(4) Im Kernunterricht sollen durch Formen der inneren Differenzierung die individuellen 
Fähigkeiten und Begabungen der Schülerinnen und Schüler gefördert und durch das gemeinsame 
Lernen soziale Lernprozesse entwickelt werden.

(5) Der Kursunterricht wird differenziert auf zwei oder, wenn auf den unmittelbaren Übergang in 
die Jahrgangsstufe 7 des gymnasialen Bildungsgangs vorbereitet wird, auf drei Anspruchsebenen 
erteilt. Die erste Einstufung in eine Kursgruppe erfolgt nach einer Beobachtungsphase von einem 
Schuljahr. Umstufungen sollen je Fach nicht häufiger als einmal im Schuljahr durchgeführt werden.
Wenn die Eltern der vorgesehenen Ersteinstufung widersprechen, ist zunächst ihr Wunsch zu 
berücksichtigen; die Schule entscheidet nach einer weiteren Beobachtung von einem halben 
Schuljahr endgültig.
(6) Die Schulkonferenz beschließt auf der Grundlage einer curricular und pädagogisch begründeten,
die Möglichkeiten der Schule berücksichtigenden Konzeption der Förderstufenkonferenz, ob auf 
den Übergang die Jahrgangsstufe 7 des gymnasialen Bildungsgangs vorbereitet wird. Die 
Gesamtkonferenz kann nach Maßgabe des Satz 1 beschließen, dass

1. die erste Einstufung in Kurse bereits zum Beginn des zweiten Halbjahres der Jahrgangsstufe
5 erfolgt,

2. das Fach Deutsch in die Kursdifferenzierung einbezogen wird.

(...)
§ 25  – Gesamtschulen

(1) Um den Übergang zwischen Schulstufen und Schulformen zu erleichtern und das 
Bildungsangebot zu erweitern, können Schulen verschiedener Bildungsgänge in Gesamtschulen zu 
einer pädagogischen, organisatorischen und räumlichen Einheit zusammengefasst werden. Sie 



erteilen die Abschlüsse und Berechtigungen, die in den zusammengefassten Schulen erworben 
werden können. Gesamtschulen können schulformbezogen (kooperativ) oder 
schulformübergreifend (integriert) gegliedert werden. Soweit bestehende Schulanlagen genutzt 
werden, kann auf eine räumliche Einheit verzichtet werden.

(2) Die Gesamtschule vermittelt ihren Schülerinnen und Schülern eine allgemeine Bildung und 
ermöglicht ihnen entsprechend ihren Leistungen und Neigungen eine Schwerpunktbildung, die sie 
befähigt, nach Maßgabe der Abschlüsse ihren Bildungsweg in berufs- und studienqualifizierenden 
Bildungsgängen fortzusetzen.
(3) 1Die Gesamtschule umfasst in der Regel die Jahrgangsstufen 5 bis 9 oder 10. 2 § 24 Abs. 2 Satz 
3 gilt entsprechend.

§ 26 – Schulformbezogene (kooperative) Gesamtschule
(1) In der schulformbezogenen (kooperativen) Gesamtschule werden die Bildungsgänge der 
Hauptschule und der Realschule sowie die Mittelstufe (Sekundarstufe I) des gymnasialen 
Bildungsganges pädagogisch und organisatorisch in einer Schule verbunden als aufeinander 
bezogene Schulzweige geführt. Der Hauptschulzweig umfasst die Jahrgangsstufen 5 bis 9 oder 10, 
der Realschulzweig die Jahrgangsstufen 5 bis 10 und der Gymnasialzweig die Jahrgangsstufen 5 bis
9 oder 10. Ein hohes Maß an Kooperation und Durchlässigkeit der Zweige ist zu sichern. § 23 Abs. 
4 und § 23b Abs. 2 und 3 gelten entsprechend. Der Haupt- und der Realschulzweig können als 
Mittelstufenschule nach § 23c organisiert werden. Der Gymnasialzweig kann 5-jährig 
(Jahrgangsstufen 5 bis 9) oder 6-jährig (Jahrgangsstufen 5 bis 10) oder parallel 5-jährig und 6-jährig
organisiert werden.

(2) Die schulformbezogene (kooperative) Gesamtschule kann mit einer Förderstufe beginnen, die 
die Jahrgangsstufen 5 und 6 des Hauptschulzweigs und des Realschulzweigs umfasst. Sie kann die 
Schulform der Jahrgangsstufe 5 und 6 des Gymnasialzweigs mit umfassen, wenn sie nach Maßgabe 
des § 22 Abs. 1 und 5 auf den Übergang in die Jahrgangsstufe 7 des Gymnasialzweigs vorbereitet.
(3) Die Entscheidungen

1. über die Organisation des Haupt- und des Realschulzweigs als Mittelstufenschule, 
2. über die 5- oder 6-jährige oder parallele 5-jährige und 6-jährige Organisation des 

Gymnasialzweigs und 

3. nach Abs. 2
trifft die Schulkonferenz auf der Grundlage einer curricular und pädagogisch begründeten, die 
personellen, sächlichen und unterrichtsorganisatorischen Möglichkeiten der Schule 
berücksichtigenden Konzeption der Gesamtkonferenz im Einvernehmen mit dem Schulträger. Die 
Entscheidungen nach Satz 1 Nr. 1 und 2 sind durch den Schulträger in den Schulentwicklungsplan 
(§ 145) aufzunehmen. § 23b Abs. 1 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. Organisationsänderungen nach 
Satz 1 werden ab dem Schuljahr umgesetzt, das dem Beschluss der Schulkonferenz folgt, beginnend
jeweils mit der Jahrgangsstufe 5. Für Organisationsänderungen nach Satz 1 Nr. 2 gilt § 24 Abs. 3 
Satz 5 bis 9 entsprechend.

(4) Die Entscheidung nach Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2 trifft bei der Errichtung einer 
schulformbezogenen Gesamtschule der Schulträger. Die Umwandlung einer 
schulformübergreifenden (integrierten) Gesamtschule in eine schulformbezogene (kooperative) 
Gesamtschule gilt nicht als Errichtung im Sinne von Satz 1.
§ 27 – Schulformübergreifende (integrierte) Gesamtschule

(1) In der schulformübergreifenden (integrierten) Gesamtschule wird das Bildungsangebot der in ihr
zusammengefassten Schulformen integriert und das Bildungsangebot der Mittelstufe (Sekundarstufe
I) des gymnasialen Bildungsganges auf die Jahrgangsstufen 5 bis 10 umgesetzt. Sie ermöglicht es 
den Schülerinnen und Schülern, in individueller Bestimmung des Bildungsweges die 
Bildungsgänge nach § 12 zu verfolgen. Ihre Unterrichtsorganisation ermöglicht den Schülerinnen 
und Schülern eine Schwerpunktbildung entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit und ihren Interessen 



durch Unterricht in gemeinsamen Kerngruppen und Kursen, die nach Anspruchshöhe, Begabung 
und Neigung differenziert werden.

(2) Die Fachleistungsdifferenzierung erfolgt auf zwei oder auf drei Anspruchsebenen. Sie beginnt in
den Fächern Deutsch und Mathematik sowie in der ersten Fremdsprache in der Jahrgangsstufe 7, in 
den Fächern Physik und Chemie in der Jahrgangsstufe 9. Die Gesamtkonferenz entscheidet darüber,
auf welchen Anspruchsebenen die Fachleistungsdifferenzierung erfolgt. Sie kann beschließen,

1. den Beginn der Fachleistungsdifferenzierung in dem Fach Mathematik und in der ersten 
Fremdsprache frühestens auf das zweite Halbjahr der Jahrgangsstufe 5 vorzuverlegen,

2. die Fachleistungsdifferenzierung im Fach Mathematik mit der Jahrgangsstufe 8 und im Fach
Deutsch spätestens mit der Jahrgangsstufe 9 zu beginnen, 

3. das Fach Biologie ab der Jahrgangsstufe 9 in die Fachleistungsdifferenzierung 
einzubeziehen oder von der Fachleistungsdifferenzierung in einem der Fächer Physik und 
Chemie abzusehen.

(3) Zur Umsetzung eines besonderen pädagogischen Konzepts kann mit Zustimmung der 
Schulaufsichtsbehörde von einer Kursdifferenzierung nach Abs. 2 ganz oder in einzelnen Fächern 
und Jahrgangsstufen abgesehen werden und die Fachleistungsdifferenzierung ausschließlich 
binnendifferenziert erfolgen. Die Gesamtkonferenz kann beschließen, in den Jahrgangsstufen 9 und 
10 abschlussbezogene Klassen zu bilden.
(4) Die Gesamtkonferenz trifft ihre Entscheidungen auf der Grundlage einer curricular und 
pädagogisch begründeten, die Möglichkeiten der Schule berücksichtigenden Konzeption; sie 
überprüft diese Entscheidungen regelmäßig im Rahmen der Fortschreibung des Schulprogramms. 
Umstufungen sollen je Fach nicht häufiger als einmal im Schulhalbjahr durchgeführt werden. Wenn
die Eltern der vorgesehenen Ersteinstufung oder Umstufung widersprechen, ist zunächst ihr Wunsch
zu berücksichtigen; die Schule entscheidet nach einer Beobachtung von einem halben Schuljahr 
endgültig.

ZEHNTER TEIL - Schulverfassung

Erster Abschnitt - Selbstverwaltung und Selbstständigkeit der Schule
§ 127 HSchG – Grundsätze

(1) Die Schule ist im Rahmen der staatlichen Verantwortung und der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften selbstständig in der Planung und Durchführung des Unterrichts und des 
Schullebens, in der Erziehung sowie in der Leitung, Organisation und Verwaltung ihrer eigenen 
Angelegenheiten.
(2) Die Befugnis der Schule, Unterricht, Schulleben und Erziehung selbstständig zu planen und 
durchzuführen, darf durch Rechts- und Verwaltungsvorschriften und Anordnungen der 
Schulaufsicht nicht unnötig eingeengt werden.

(3) Die Schulträger und das Land fördern die Schulen in der selbstständigen Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben. Die Schulaufsichtsbehörde unterstützt und berät die Schulen dabei.
(4) Schulen können nach Maßgabe des § 127c Modelle erweiterter Selbstverwaltung und 
Eigenverantwortung sowie rechtlicher Selbstständigkeit erproben und sich nach den Maßgaben des 
§ 127d in selbstständige Schulen umwandeln.

§ 127a HSchG – Selbstverwaltung der Schule
(1) Die öffentlichen Schulen sind mit Ausnahme der rechtlich selbstständigen beruflichen Schulen 
nach § 127e nichtrechtsfähige öffentliche Anstalten. Sie können jedoch auf der Grundlage einer 
allgemein oder im Einzelfall erteilten Ermächtigung und im Rahmen der ihnen zur Verfügung 
stehenden Mittel Rechtsgeschäfte mit Wirkung für den ermächtigenden Rechtsträger (§ 137) 
abschließen und für diesen Verpflichtungen eingehen. Bei Abschluss der Rechtsgeschäfte handelt 
die Schulleiterin oder der Schulleiter in Vertretung des jeweiligen Rechtsträgers. Die 
Rechtsgeschäfte müssen der Erfüllung des Bildungs- und Erziehungsauftrags der Schule dienen.



(2) Die Schulträger sollen den Schulen für einen eigenen Haushalt die Mittel der laufenden 
Verwaltung und Unterhaltung und die Mittel zur Verbesserung der Lernbedingungen zur Verfügung 
stellen sowie die Entscheidungsbefugnis über deren Verwendung nach Maßgabe ihrer jeweiligen 
Richtlinien einräumen. Der Schule kann die Bewirtschaftung der zur Verfügung gestellten Mittel 
übertragen werden, wenn die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen dafür gegeben sind. Dafür muss
insbesondere ein geeignetes Verfahren zur Verfügung stehen, mit dem die Einhaltung des Budgets 
und die jederzeitige Überprüfbarkeit der Mittelbewirtschaftung sichergestellt wird. Satz 1 und 2 
gelten entsprechend für Mittel des Landes, die es Schulen zur Verfügung stellt. Über den Haushalt 
beschließt die Schulkonferenz auf Vorschlag der Gesamtkonferenz. Die Schulleiterin oder der 
Schulleiter hat Beschlüssen zu widersprechen, die gegen Richtlinien des Schulträgers oder des 
Landes verstoßen; § 87 Abs. 4 und 5 gilt entsprechend.

(3) Auf der Grundlage einer Vereinbarung zwischen dem Land und dem Schulträger kann den 
einzelnen Schulen ein gemeinsames Budget zur Verfügung gestellt werden. Abs. 2 gilt 
entsprechend.
(4) Nach Maßgabe ihres Haushaltsplans können Schulen projektbezogen oder für einen bestimmten 
Zeitraum ihre Haushaltsmittel gemeinsam mit anderen Schulen bewirtschaften.

(5) Die Entscheidungen der Schule werden von der Schulleitung und den Konferenzen nach 
Maßgabe dieses Gesetzes getroffen. Sie finden ihre Grenzen darin, dass die personellen, sächlichen 
und haushaltsmäßigen Voraussetzungen zu ihrer Ausführung gegeben sein müssen.
§ 127b HSchG – Pädagogische Eigenverantwortung und Schulprogramm

(1) Durch ein Schulprogramm gestaltet die Schule den Rahmen, in dem sie ihre pädagogische 
Verantwortung für die eigene Entwicklung und die Qualität ihrer pädagogischen Arbeit wahrnimmt.
Sie legt darin auf der Grundlage einer Bestandsaufnahme die Ziele ihrer Arbeit in Unterricht, 
Erziehung, Beratung und Betreuung unter Berücksichtigung des allgemeinen Bildungs- und 
Erziehungsauftrags der Schule und der Grundsätze ihrer Verwirklichung (§§ 2 und 3), die 
wesentlichen Mittel zum Erreichen dieser Ziele und die erforderlichen Formen der Zusammenarbeit
der Lehrkräfte und des sonstigen schulischen Beratungs- und Betreuungspersonals fest. Im 
Schulprogramm sind Aussagen zum Beratungsbedarf, zur Organisationsentwicklung und zur 
Personalentwicklung der Schule zu machen. Teil des Schulprogramms ist ein Fortbildungsplan, der 
den Fortbildungsbedarf der Lehrkräfte erfasst. Die Schule kann unter Nutzung der 
unterrichtsorganisatorischen und inhaltlichen Gestaltungsräume ihre Schwerpunkte setzen, sich so 
ein eigenes pädagogisches Profil geben und, insbesondere unter Berücksichtigung der Bedürfnisse 
ihres Umfeldes (§ 16), besondere Aufgaben wählen.
(2) Die Schule entwickelt ihr Programm in Abstimmung mit den Schulen, mit denen sie 
zusammenarbeitet (§ 11 Abs. 9), und darüber hinaus mit dem Schulträger, soweit das Programm 
zusätzlichen Sachaufwand begründet. Sie soll die Beratung der Hessischen Lehrkräfteakademie, der
Schulaufsichtsbehörden oder anderer geeigneter Beratungseinrichtungen in Anspruch nehmen. Sie 
überprüft regelmäßig in geeigneter Form die angemessene Umsetzung des Programms und die 
Qualität ihrer Arbeit (interne Evaluation). Das Programm ist fortzuschreiben, und zwar 
insbesondere dann, wenn sich die Rahmenbedingungen für seine Umsetzung verändert haben oder 
die Schule ihre pädagogischen Ziele neu bestimmen will. Über das Programm und seine 
Fortschreibung beschließt die Schulkonferenz auf der Grundlage eines Vorschlags der 
Gesamtkonferenz.

(3) Das Schulprogramm ist eine Grundlage der Zielvereinbarungen zwischen der 
Schulaufsichtsbehörde und der Schule über Maßnahmen ihrer Qualitäts- und 
Organisationsentwicklung.
(4) Die Schule wirkt an ihrer Personalentwicklung insbesondere über eine Stellenausschreibung mit,
die ihr Programm berücksichtigt.

§ 127c HSchG – Weiterentwicklung der Selbstverwaltung



(1) Zur Weiterentwicklung des Schulwesens und zur Erprobung neuer Modelle erweiterter 
Selbstverwaltung und Eigenverantwortung sowie rechtlicher Selbstständigkeit kann Schulen auf der
Grundlage einer Kooperationsvereinbarung zwischen ihnen und der Schulaufsichtsbehörde und 
sofern erforderlich mit dem Schulträger gestattet werden, abweichend von den bestehenden 
Rechtsvorschriften bei der Stellenbewirtschaftung, Personalverwaltung, Sachmittelverwaltung, in 
der Unterrichtsorganisation und inhaltlichen Ausgestaltung des Unterrichts sowie der Organisation 
und der Gestaltung der Ganztagsangebote selbstständige Entscheidungen zu treffen. Abweichungen 
bei der Unterrichtsorganisation und -gestaltung sind insbesondere bei der Bildung von Lerngruppen,
bei Formen der äußeren Differenzierung, der Ausgestaltung der Leistungsnachweise sowie bei den 
Lehrplänen und Stundentafeln zulässig, sofern die Standards der Bildungsgänge eingehalten 
werden.

(2) In den Modellen können neue Formen der Schulleitung und der Mitwirkung der Lehrkräfte, 
Eltern und Schülerinnen und Schüler sowie Dritter und Formen rechtlicher Selbstständigkeit erprobt
werden, die der erweiterten Selbstständigkeit angemessen sind. Außerdem können über § 2 
hinausgehende Aufgaben, insbesondere im Bereich der Fort- und Weiterbildung, wahrgenommen 
werden, wenn die Aufgaben mit den Zielen der Schule vereinbar sind und ihre Finanzierung 
gesichert ist.
(3) Die jeweiligen Modelle müssen gewährleisten, dass die Standards der Abschlüsse den an den 
anderen Schulen erworbenen Abschlüssen entsprechen und die Anerkennung der Abschlüsse in den 
Ländern der Bundesrepublik Deutschland gesichert ist. Ferner muss bei Modellen zur Erprobung 
anderer Leitungsstrukturen und Formen rechtlicher Selbstständigkeit eine den Erfordernissen der §§
92 und 93 entsprechende staatliche Schulaufsicht gewährleistet sein.

(4) Die Erprobung des Modells gestattet das Kultusministerium auf Antrag der Schule. Über die 
Stellung des Antrags entscheidet die Schulkonferenz auf der Grundlage einer die personellen, 
sächlichen und unterrichtsorganisatorischen Möglichkeiten der Schule berücksichtigenden 
Konzeption.
§ 127d HSchG – Selbstständige Schule

(1) Schulen können nach Maßgabe der Abs. 7 bis 9 in selbstständige Schulen umgewandelt werden.
(2) Selbstständige allgemein bildende Schulen und berufliche Schulen können abweichend von den 
bestehenden Rechtsvorschriften

1. die Entscheidungsrechte nach § 127c Abs. 1 selbstständig wahrnehmen,
2. Aufgaben im Rahmen des § 127c Abs. 2 Satz 2 gegen Entgelt wahrnehmen,

3. Entscheidungen beim Einsatz des Personals selbstständig treffen und 
4. im Rahmen der Konzeption nach Abs. 7 von den Regelungen zur Versetzungsentscheidung 

zugunsten der Schülerinnen und Schüler abweichen, sofern die Bildungsstandards nach § 4 
eingehalten werden.

(3) Selbstständige berufliche Schulen können über die Regelung des Abs. 2 hinaus abweichend von 
den §§ 128 bis 132 eigene Formen der Schulverfassung entwickeln, in denen

1. die Entscheidungs- und Anhörungsrechte der Schulkonferenz auf einen Schulvorstand 
übertragen werden,

2. einzelne Entscheidungsrechte der Gesamtkonferenz nach § 133 Abs. 1 Satz 2 auf den 
Schulvorstand übertragen werden können,

3. die Gesamtkonferenz im Rahmen der Schulverfassung auch durch ein Schulplenum ersetzt 
werden kann.

(4) Dem Schulvorstand nach Abs. 3 Nr. 1 gehören
1. die Mitglieder der Schulleitung nach § 87 Abs. 1 Satz 1 ,

2. zwei vom Schülerrat gewählte Vertreterinnen und Vertreter der Schülerinnen und Schüler, 
die oder der Vorsitzende des Schulelternbeirats und



3. von der Gesamtkonferenz gewählte Vertreterinnen und Vertreter des Kollegiums, deren Zahl
mindestens der der Schulleitungsmitglieder entspricht,

4. höchstens jedoch 25 Personen an. Für den Schulvorstand gelten § 131 Abs. 4 bis 7 und die 
§§ 132 und 136 entsprechend.

(5) 1Dem Schulplenum nach Abs. 3 Nr. 3 gehören an:

1. die Mitglieder der Gesamtkonferenz nach § 133 Abs. 2 ,
2. eine vom Schülerrat gewählte Vertreterin oder ein Vertreter der Schülerinnen und Schüler 

und

3. eine vom Elternbeirat gewählte Vertreterin oder ein Vertreter der Eltern.
Für  das Schulplenum gilt § 133 Abs. 1 Satz 2 bis 4 entsprechend.

(6) Die Zustimmungs- und Anhörungsrechte des Schulelternbeirats und der Schülervertretung zu 
Entscheidungen der Schul- und der Gesamtkonferenz und deren Teilnahmerechte an diesen 
Konferenzen nach den §§ 110 bis 112 und 122 gelten entsprechend für Entscheidungen und 
Sitzungen jener Organe, die nach der jeweiligen Schulverfassung an die Stelle von Schul- und 
Gesamtkonferenzen treten.
(7) Grundlage der Umwandlung in eine selbstständige Schule ist eine Konzeption der 
Gesamtkonferenz, in der die Abweichungen von den bestehenden Rechtsvorschriften nach Abs. 2 
und 3 festgelegt sind. Die Konzeption muss mit den Grundsätzen der §§ 2 und 3 vereinbar sein und 
die Gleichwertigkeit des schulischen Angebots in den Bereichen des Unterrichts, der Betreuung und
Erziehung gewährleisten.

(8) Die Schulleiterin oder der Schulleiter beantragt nach Beschluss der Schulkonferenz und im 
Benehmen mit dem Schulträger die Umwandlung in eine selbstständige Schule. Bei Stellung des 
Antrags durch eine Schule, die bereits im Rahmen eines Modells erweiterter Selbstverwaltung und 
Eigenverantwortung nach § 127c einen Schulvorstand hat, tritt dieser an die Stelle der 
Schulkonferenz. Die Zustimmungsrechte des Schulelternbeirats und der Schülervertretung bleiben 
unberührt. Das Verfahren gilt entsprechend für eine Änderung der Konzeption nach Abs. 7 sowie 
für die Umwandlung einer selbstständigen Schule in eine nicht selbstständige Schule.
(9) Die Entscheidung über die Umwandlung trifft das Kultusministerium auf der Grundlage einer 
Stellungnahme der Schulaufsichtsbehörde. Die Umwandlung wird durch Bekanntgabe an die 
Mitglieder der Gesamtkonferenz, die Eltern und die Schülerinnen und Schüler und den Schulträger 
und durch Veröffentlichung im Amtsblatt des Hessischen Kultusministeriums wirksam. Sie ist zu 
widerrufen, wenn die Grundsätze der §§ 2 und 3 nicht beachtet werden oder die Gleichwertigkeit 
des schulischen Angebots in den Bereichen des Unterrichts, der Betreuung und Erziehung nicht 
mehr gewährleistet ist.

(10) Die Konzeption nach Abs. 7 ist den Zielvereinbarungen nach § 92 Abs. 2 Satz 2 zugrunde zu 
legen.
(11) Die selbstständige Schule überprüft und bewertet jährlich ihre Arbeit auf der Grundlage ihrer 
Konzeption und ihres Schulprogramms mit Hilfe eines Qualitätsmanagementsystems.

Verordnung zur Ausgestaltung der Bildungsgänge und Schulformen der Grundstufe 
(Primarstufe) und der Mittelstufe (Sekundarstufe I) und der Abschlussprüfungen in 
der Mittelstufe - VOBGM

Sechster Abschnitt - Schulformbezogene (kooperative) Gesamtschule

§ 32 VOBGM – Aufgabenstellung
(1) Die schulformbezogene (kooperative) Gesamtschule dient nach den §§ 25 und 26 des 
Hessischen Schulgesetzes auf Grund des Zusammenwirkens ihrer Zweige dem Ziel, die Entfaltung 
von Begabungs- und Leistungsschwerpunkten der Schülerinnen und Schüler unter 
Berücksichtigung der individuellen Bestimmung der Bildungswege im Bildungsgang zu erleichtern.



Allen Schülerinnen und Schülern sollen über die Gegenstandsbereiche, Bildungsziele und 
Anforderungen der einzelnen Bildungsgänge hinausführende gemeinsame Lernerfahrungen 
vermittelt werden. Die Kooperation zwischen den Bildungsgängen soll durch die Unterrichts- und 
Erziehungsarbeit in den Schulzweigen, im schulzweigübergreifenden Unterricht und bei der 
Gestaltung des gemeinsamen Schullebens gefördert werden.

(2) Für die schulformbezogene (kooperative) Gesamtschule gelten die §§ 24 bis 31 entsprechend.
Siebter Abschnitt - Schulformübergreifende (integrierte) Gesamtschule

§ 33 VOBGM – Aufgabenstellung
(1) Die schulformübergreifende (integrierte) Gesamtschule erfüllt aufgrund ihrer Aufgabenstellung 
und Gliederung nach den §§ 25 und 27 des Hessischen Schulgesetzes den Bildungsauftrag der 
Mittelstufe unter besonderer Berücksichtigung der unterschiedlichen Lernvoraussetzungen, der 
Breite der individuellen Begabungen und Neigungen sowie der Unterschiede in der Lernsituation, 
im Lernverhalten und der kulturellen Herkunft der Schülerinnen und Schüler. Sie hat die Aufgabe, 
durch gemeinsame Lernerfahrungen das gegenseitige Verstehen zu fördern, die Bereitschaft zu 
sozialem Handeln und die Fähigkeit zur Zusammenarbeit von Menschen unterschiedlicher Lern- 
und Lebensbedingungen weiterzuentwickeln.

(2) Sie ist durch gemeinsamen Kernunterricht und Unterricht in Kursen, die nach Anspruchshöhe, 
Begabung und Neigung differenziert werden, gekennzeichnet. Diese Unterrichtsorganisation 
ermöglicht den Schülerinnen und Schülern, in individueller Bestimmung des Bildungsweges die 
Bildungsgänge der Sekundarstufe zu verfolgen, und erleichtert die Korrektur dazu getroffener 
Entscheidungen.
§ 34 VOBGM – Unterricht und Unterrichtsorganisation

(1) In der schulformübergreifenden (integrierten) Gesamtschule sollen stabile Gruppenbezüge 
geschaffen und soziale Bindungen gefördert werden. Die Lehrerinnen und Lehrer sollen in einer 
Klasse und in einer Jahrgangsstufe mit möglichst vielen Wochenstunden eingesetzt werden. 
Klassenbildungen auf der Grundlage der Fremdsprachenwahl, Kurseinstufungen oder der 
Schwerpunkte im Wahlpflichtbereich sind unzulässig. § 37 bleibt unberührt. In den Jahrgangsstufen 
9 und 10 müssen mindestens sechs Wochenstunden in gemeinsamen Kerngruppen unterrichtet 
werden.
(2) Im Kernunterricht lernen Schülerinnen und Schüler mit unterschiedlichen Begabungen, 
Lernvoraussetzungen, Neigungen und Interessen gemeinsam. Durch das gemeinsame Lernen sollen 
soziale Lernprozesse und durch innere Differenzierung die individuellen Fähigkeiten der 
Schülerinnen und Schüler entwickelt werden. Die Formen innerer Differenzierung ergeben sich aus 
der Notwendigkeit, auf die unterschiedlichen Leistungs- und Motivationsvoraussetzungen sowie das
individuelle Lerntempo der Schülerinnen und Schüler bei der Unterrichtsgestaltung und 
Aufgabenstellung einzugehen. Zu ihnen gehören die Arbeitsformen der Einzel-, Partner- und 
Gruppenarbeit, die methodische Vielfalt, Variationen in den Lernsituationen und Lernanreizen 
sowie die Differenzierung in der Aufgabenstellung. Projektorientierter Unterricht unter Einsatz 
geeigneter Unterrichtsmedien erleichtert die individuelle Förderung.

(3) Die äußere Differenzierung dient wie die innere der Entwicklung der individuellen Fähigkeiten 
und Neigungen der Schülerinnen und Schüler. Ihre Organisationsformen sind Kurse nach dem 
Kriterium der Fachleistung, im Wahlpflichtbereich nach dem Kriterium der Neigung. Zur 
Erprobung eines pädagogischen Konzepts kann nach Maßgabe des § 27 Abs. 2 Satz 5 des 
Hessischen Schulgesetzes der fachleistungsdifferenzierte Unterricht ohne die Bildung von Kursen 
in klasseninternen Lerngruppen stattfinden; § 27 Abs. 6 gilt entsprechend. Die 
Fachleistungsdifferenzierung erfolgt auf zwei Anspruchsebenen (E - Erweiterungskurs, G - 
Grundkurs) oder auf drei Anspruchsebenen (A-, B- und C-Kurs). In dem jeweils erstgenannten Kurs
werden die höchsten Anforderungen gestellt. Über die Differenzierungsform und den jeweiligen 
Beginn der äußeren Fachleistungsdifferenzierung entscheidet die Gesamtkonferenz nach Maßgabe 
des § 27 Abs. 2 und 3 des Hessischen Schulgesetzes unter Beteiligung des Schulelternbeirates und 



des Schülerrates. Sie kann in diesem Rahmen auch darüber entscheiden, ob die 
Fachleistungsdifferenzierung im Wahlpflichtfach der zweiten Fremdsprache ab der Jahrgangsstufe 8
oder der Jahrgangsstufe 9 beginnt. Von der Notwendigkeit, den Unterricht in der zweiten und 
gegebenenfalls in der dritten Fremdsprache in mehreren Anspruchsebenen zu differenzieren, kann 
nur abgesehen werden, wenn wegen einer zu geringen Teilnehmerzahl lediglich ein Kurs gebildet 
werden kann. Dieser Kurs ist auf der obersten Anspruchsebene - A - zu führen. Die Entscheidung 
über die Differenzierungsformen sollen sich nach den pädagogischen Bedingungen des jeweiligen 
Faches oder Lernbereichs in den entsprechenden Jahrgangsstufen, der Jahresplanung und den 
personellen Möglichkeiten richten. Die Kombination der Differenzierungsformen ist zulässig; 
Änderungen während des laufenden Schuljahres sind unzulässig.
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